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Prägnanter Titel:

Die AFD Bayern setzt sich für mehr Prävention im Bereich Drogen, Sucht und deren Bekämpfung ein

Kurztext
In der heutigen Zeit ist es wichtiger dennje über Sucht im Allgemeinen zu informieren die Ursachen zu analysieren und  Wege daraus zu finden. Es geht nicht um Verbote oder Kriminalisierung sondern Aufklärung und Hilfe um nicht nur um den betroffenen Personenkreis zu unterstützen sondern im Wesentlichen auch den wirtschaftlichen Schaden der daraus entsteht zu minimieren, von den persönlichen Schäden mal ganz abgesehen

Problembeschreibung
Lt. Bundesgesundheitsministerium sind ca. 17,6 Millionen Menschen in Deutschland von Sucht betroffen. Davon rauchen 12 Millionen Menschen, 1,6 Millionen Menschen sind alkoholabhängig und Schätzungen legen nahe, dass 2,3 Millionen Menschen von Medikamenten abhängig sind. Rund 600.000 Menschen weisen einen problematischen Konsum von Cannabis und anderen illegalen Drogen auf und gut 500.000 Menschen zeigen ein problematisches oder sogar pathologisches Glücksspielverhalten. Auch eine exzessive Internetnutzung kann zu abhängigem Verhalten führen: Es ist davon auszugehen, dass in Deutschland etwa 560.000 Menschen online abhängig sind.

Bezug zum Bundesprogramm
N.N

Forderung  (Langtext)
Analog zu den Bemühungen der Bundesregierung setzen wir uns ebenfalls für mehr Aufklärung und Hilfen ein. Jedoch im Gegensatz zu den bereits bestehenden Programmen und den größtenteils auf Freiwilligkeit beruhenden Maßnahmen muss der Erfolgswille mehr in den Fokus der Bekämpfung gerichtet werden. Dies beinhaltet restrektivere Maßnahmen sowohl bei legalen wie auch illegalen Drogen. Leider wird der Einstieg durch die neuen Medien (Internet, Gaming) immer leichter, was den Umgang mit Sucht naturgemäß schwieriger gestaltet. Hier muss bereits in der Schule auf die Gefahren im Umgang mit neuen Medien stärker thematisiert werden. Die junge Generation wächst bereits mit einer Affinität zu Handy, Smartphone auf und unterschätzt den exzessiven Gebrauch. Im Bereich der legalen Drogen wie Alkohol, Nikotin ist eine akzeptanz in der Bevölkerung erreicht die eine Eindämmung sehr schwierig macht. Das Problem ist wie überall „Die Dosis macht das Gift“. Wir setzen uns dafür ein, dass legale Suchtmittel einen höheren Stellenwert bekommen. Die Maßnahmen bei Rauchern mit abschreckenden Bildern zeigt nicht den gewünschten Erfolg. Hier ist noch mehr Aufklärung und die Stärkung zu „Nein“-Verhalten zu fördern. Alkohol darf nicht mehr so frei Verfügbar sein, denn auch die Alterskontrolle in Alkoholverkaufsstellen funktioniert nicht wirklich. Die Frage die entsteht sind berauschende Mittel (auch Bier gehört dazu) nicht stärker zu sanktionieren z. B. nur bestimmte Verkaufsstellen und ein höherer Beitrag in die Bekämpfung von Suchtmitteln zu leisten sind. Außerdem sind Ausgaben für den Bereich Aufklärung im selben Verhältnis wie Werbung für das Rauschmittel zu leisen. Psychotrope Medikamente mit einem Suchtpotential ( z. B. Benzodiazepine, Psychopharmaka) sind ausnahmslos unter das Betäubungsgesetz zu stellen.
Eine der größten Herausforderungen im Bereich der illegalen Drogen sind die sogenannten  „Legal Highs und  Designer-Drogen, etc..Um diese schnellstmöglich unter das Betäubungsmittelgesetz (BtmG) zu stellen und den Vertrieb dieser Substanzen zu untersagen, ist die Schaffung eines „Notstandsparagraphen“ innerhalb des BtmG zwingend notwendig. Die Verwendung von Cannabis im medizinischen Bereich halten wir erforderlich die Freigabe als allgemeinverfügbares Rauschmittel lehnen wir kategorisch ab. Desweiteren ist eine Harmonisierung der unterschiedlichen nationalen Betäubungsmittelgesetze ein Ziel um international gegen den Drogenhandel vorzugehen und bekämpfen zu können
Als ein weiteres Mittel um die illegale Verwendung von Drogen einzudämmen sind unserer Ansicht nach Drogenkonsumräume. Noch immer werden zu viele Verwender illegaler Drogen nicht von den suchtmedizinischen Hilfesystemen erreicht. Das Angebot niedrigschwelliger Drogenhilfeeinrichtungen muss weiter ausgebaut werden. Hierzu gehören unter anderem Spritzentausch-Programme und Drogenkonsumräume. Die Angebote müssen zwingend an das Vorhandensein ausreichenden Zahl sucht- und notfallmedizinisch qualifizierten Ärzten und psychosozialer Betreuung vor Ort gebunden sein. Nur eine einheitliche Therapie lässt Schlüsse über Wirksamkeit und diesbezügliche Kosten zu. Im Bereich der bereits bestehenden Suchttherapien halten wir für solche Patienten am Therapieziel der Abstinenz fest, bei denen dies aus suchtmedizinischer Sicht noch realisierbar erschient. Über die Suchtmittelfreiheit hinaus hat für uns die Integration des abhängigkeitserkrankten Menschen in die Gesellschaft oberste Priorität. Daran hat der Abhängigkeitserkrankte aktiv mitzuwirken. Wir treten daher für ein therapeutisches Konzept ein, welches klar definierte Ziele in einem klar definieren Zeitrahmen steckt. Werden diese Ziele nicht erreicht ist die Therapie, zu Lasten der GKV, zu beenden. Ein dauerhaftes Verweilen über mehrere Jahrzehnte hinweg von abängigkeitserkrankten Menschen in einem von der Gemeinschaft finanzierten Suchthilfesystem lehnen wir ab. Ein solches System hilft den erkranketen Menschen nicht, sondern macht sie zusätzlich von einer gutverdienenden Hilfeleistungsindustrie abhängig. Justizvollzugsanstalten sind so auszustatten, dass flächdeckende suchtmedizinische Versorgungen der Haftinsassen gewährleistet werden. Kindern in suchtbelasteten Familien gehört unsere besondere Aufmerksamkeit. In Deutschland lebt jedes sechste Kind in einer suchtbelasteten Famile. Die Statistik besagt ,dass in Deutschland 2,65 Millionen Kinder unter 18 Jahren mit mindestens einem Alkoholkranken Elternteil leben zuzugl. 40-60.000 aus drogenabhängigen Familien
Quelle: https://www.lzg-rlp.de/de/kinder-aus-suchtbelasteten-familien.html
Minderheitenvotum
N.N.

Strategische Überlegungen

